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Das Buch enthält eine umfassende Darstellung des schweizerischen Erb-
rechts. Nach einer Einführung zu den Grundlagen und Rechtsquellen 
des Erbrechts folgen Ausführungen zum gesetzlichen und gewillkürten 
Erbrecht sowie zum Erbgang. Über dieses im Vordergrund stehende, 
zur Hauptsache im Zivilgesetzbuch geregelte Erbrecht hinaus werden 
im Werk auch das Bäuerliche Erbrecht, das Erbschaftssteuerrecht und 
das Internationale Privatrecht in seinen Bezügen zum Erbrecht behan-
delt. Die theoretischen Ausführungen werden jeweils mit vielen Beispie-
len und graphischen Übersichten veranschaulicht. Damit erleichtert das 
Werk den Zugang zum Erbrecht für all diejenigen, die sich mit dieser 
allgemein als schwierig geltenden Materie befassen möchten. Das Buch 
stellt in erster Linie ein geeignetes Lehrmittel für Studierende dar, es 
wird aber auch der Praxis nützliche Dienste erweisen. Die Neuauflage 
berücksichtigt die in der Rechtsprechung eingetretenen Entwicklungen 
und nimmt auch auf den Stand der verschiedenen Revisionsvorlagen 
Bezug. 
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V 

 Vorwort 

Das vorliegende Werk enthält eine – gegenüber der ersten, im Jahre 
2017 erschienenen Auflage aktualisierte – umfassende Darstellung des schwei-
zerischen Erbrechts. Es richtet sich in erster Linie an Studierende, soll aber 
auch der Praxis nützliche Dienste erweisen. Die theoretischen Ausführungen 
beruhen wo immer möglich auf dem Gesetzestext und folgen grundsätzlich der 
Rechtsprechung des Bundesgerichts und der herrschenden Lehre. Sie werden 
dabei jeweils mit vielen Beispielen und zusammenfassenden graphischen 
Übersichten veranschaulicht. Damit erleichtert das Buch den Zugang zum Erb-
recht als einer anspruchsvollen Materie.  
Bei der Realisierung der vorliegenden Neuauflage haben wir wiederum auf die 
Mitarbeit und die Unterstützung von Mitarbeitenden am Zivilistischen Seminar 
der Universität Bern zählen dürfen. Vorab danken wir Frau Martina Bosshardt, 
Rechtsanwältin, Assistentin, für ihre engagierte Mitwirkung und die kritische 
Durchsicht des Textes. Weiter richtet sich unser Dank an Frau Lorena Bur, 
BLaw, Hilfsassistentin, für die Unterstützung, namentlich die Überprüfung der 
internen Verweisungen, und an Frau Gierina Gabriel, BLaw, Hilfsassistentin, für 
die Erstellung des aktualisierten Stichwortverzeichnisses. Für die verlegerische 
Betreuung danken wir dem Stämpfli Verlag, namentlich Frau Livia Kunz, 
MLaw. 
Den Leserinnen und Lesern danken wir wiederum, wenn sie entdeckte Fehler – 
solche werden sich finden lassen – oder Anregungen an uns mitteilen. Wir neh-
men sie gerne entgegen. 

Bern, im Juni 2020 Stephan Wolf 
Stephanie Hrubesch-Millauer
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Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 

Das vorliegende Werk enthält eine umfassende Darstellung des 
schweizerischen Erbrechts. […]  
Die Realisierung des Werkes wäre nicht möglich gewesen ohne die Mitarbeit 
und die Unterstützung seitens verschiedener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Zivilistischen Seminars der Universität Bern. Vorab danken wir Frau Martina 
Bosshardt, Rechtsanwältin, Assistentin, herzlich für ihre engagierte Mitarbeit; sie 
hat Entwürfe verfasst, zahlreiche Beispiele und zusammenfassende Übersichten 
erstellt sowie eine kritische Durchsicht vorgenommen. Weiter richtet sich unser 
Dank an Frau Melanie Bürki, MLaw, Assistentin, für die Unterstützung, nament-
lich die Überprüfung einzelner Abschnitte, die Mithilfe bei den formellen Berei-
nigungen und der Erstellung der Verzeichnisse, an Herrn Tobias Buff, BLaw, 
Hilfsassistent, für die Mitwirkung bei den formellen Bereinigungen und der Er-
stellung der Verzeichnisse, und an Herrn Sebastian Vigh, BLaw, Hilfsassistent, 
für die Mithilfe bei der Erstellung des Stichwortverzeichnisses. 
[…] 

Bern, im Juli 2017 Stephan Wolf 
Stephanie Hrubesch-Millauer
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OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
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OFK Orell Füssli Kommentar zum Schweizerischen Zivilgesetz-
buch 

OGer Obergericht 
OHG Bundesgesetz vom 23. März 2007 über die Hilfe an Opfer 

von Straftaten (Opferhilfegesetz, SR 312.5) 
OR Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung 

des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, Fünfter Teil: Obli-
gationenrecht (SR 220) 

OW Kanton Obwalden 
PartG Bundesgesetz vom 18. Juni 2004 über die eingetragene Part-

nerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsge-
setz, SR 211.231) 

plädoyer plädoyer (Zürich) 
Pra die Praxis des Bundesgerichts (Basel) 
PraxKomm Praxiskommentar Erbrecht 
recht Zeitschrift für juristische Ausbildung und Praxis (Bern) 
resp. respektive 
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S. Seite(n) 
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SchlT  Schlusstitel 
SG Kanton St. Gallen 
sGS Gesetzessammlung des Kantons St. Gallen 
SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung (Zürich) 
SO Kanton Solothurn 
sog. sogenannt  
SPR Schweizerisches Privatrecht 
SR Systematische Sammlung des Bundesrechts 
SSK Schweizerische Steuerkonferenz 
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 

(SR 311.0) 
StG GL Steuergesetz des Kantons Glarus vom 7. Mai 2000 (GS VI 

C/1/1) 
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StG SG Steuergesetz des Kantons St. Gallen vom 9. April 1998 (sGS 
811.1) 

StHG Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisie-
rung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (SR 
642.14) 

successio Zeitschrift für Erbrecht (Zürich) 
TG Kanton Thurgau  
Transplan- Bundesgesetz vom 8. Oktober 2004 über die transplanta- 
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ÜBest Übergangsbestimmung(en) 
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u.E. unseres Erachtens 
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VBB Verordnung vom 4. Oktober 1993 über das bäuerliche Bo-

denrecht (SR 211.412.110) 
VbN Verband bernischer Notare 
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vs. versus 
VS Kanton Wallis 
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vertrag (SR 221.229.1) 
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ZBGR Schweizerische Zeitschrift für Beurkundungs- und Grund-
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ZBJV Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins (Bern) 
ZBl Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwaltungs-
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ZG Kanton Zug 
ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 

(SR 210) 
ZH Kanton Zürich 
Ziff. Ziffer 
zit. zitiert 
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ZR Blätter für Zürcherische Rechtsprechung (Zürich) 
ZSR Zeitschrift für Schweizerisches Recht (Basel) 
z.T. zum Teil 
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1. Teil: Die Grundlagen des Erbrechts 

§ 1 Begriff, Gegenstand und Rechtsquellen 
des Erbrechts 

I. Begriff und Regelungsgegenstand des Erbrechts 

1. Zweck und Aufgabe des Erbrechts 

 Die Persönlichkeit des Menschen als natürliche Person endet mit 
dem Tode (Art. 31 Abs. 1 ZGB). Damit erlischt die jedermann zukommende 
Rechtsfähigkeit (Art. 11 Abs. 1 ZGB) als die Fähigkeit, Rechte und Pflichten 
zu haben (Art. 11 Abs. 2 ZGB). Mit dem Ableben wird das Vermögen des Ver-
storbenen aber nicht herrenlos und seine Schulden gehen nicht unter; vielmehr 
werden solche Konsequenzen – die zu Chaos und Gewalt vor und nach dem 
Tod führen würden – durch die Rechtsordnung verhindert. Das Erbrecht be-
stimmt deshalb, dass die Rechte und Pflichten einer verstorbenen Person (des 
Erblassers) grundsätzlich – unter Vorbehalt der nicht vererblichen Positionen 
(näher N. 46) – unmittelbar auf den oder die Erben als Rechtsnachfolger über-
gehen (vgl. Art. 560 Abs. 1 und 2 ZGB)1. Genuine Aufgabe2 des Erbrechts ist 
es somit, für eine verstorbene Person einen oder mehrere Nachfolger zu be-
stimmen.  

2. Begriff des Erbrechts 

 Daran anschliessend lässt sich das Erbrecht im objektiven Sinn um-
schreiben als die Gesamtheit der privatrechtlichen Normen, welche das Schick-
sal der vererblichen Rechte und Pflichten des Erblassers regeln3. Das Erbrecht 
ordnet – m.a.W. – die Nachfolge in das Vermögen eines Verstorbenen4. 
Unter Erbrecht im subjektiven Sinne werden subjektive Rechte verstanden, 
welche durch das Erbrecht begründet werden. Im Vordergrund steht das Recht 
derjenigen Personen, welche als Erben (Art. 457–466 bzw. Art. 483 ZGB) die 
Erbschaft als Ganzes (Art. 560 Abs. 1 ZGB) insgesamt oder zu einem Bruchteil 
erhalten. Weiter gehört dazu auch das Recht des Vermächtnisnehmers; diesem 

                                                        
1  Vgl. BK-WEIMAR, N. 1 der Einleitung. 
2  Andere Aufgaben kommen dem Erbrecht von Rechts wegen nicht zu. 
3  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 3. 
4  BECK, S. 11. Vgl. auch STEINAUER, N. 2. 

1 

2 
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steht ein Vermögensvorteil (so Art. 484 Abs. 1 ZGB) zu, der zwar keine Er-
benstellung begründet, aber doch ebenfalls eine subjektive erbrechtliche  
Berechtigung darstellt5. Darüber hinaus verfügen auch erbrechtliche Aufgaben-
träger über durch das Erbrecht begründete Rechte, so namentlich der Willens-
vollstrecker (Art. 517 f. ZGB), der Erbschaftsverwalter (Art. 554 ZGB, 
Art. 559 ZGB) und der Erbenvertreter (Art. 602 Abs. 3 ZGB).  

3. Thematische Einschränkungen 

 Das Erbrecht befasst sich mit den rechtlichen Folgen des Todes eines 
Menschen als natürlicher Person. Nicht Gegenstand des Erbrechts bildet die 
Rechtslage bei der Auflösung juristischer Personen (Körperschaften und Anstal-
ten). Die juristische Person kann nicht zur Erblasserin werden, sie kann aber ein-
gesetzte Erbin oder als Gemeinwesen – mithin als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts – subsidiäre gesetzliche Erbin sein (Art. 466 ZGB). Für Auflösung und 
Liquidation juristischer Personen bestehen ausserhalb des Erbrechts besondere 
und je nach Art der Person unterschiedliche Bestimmungen. Dabei findet grund-
sätzlich auch keine «Nachfolge» im Sinne des Erbrechts statt, denn nach Eintritt 
eines Auflösungsgrundes besteht die juristische Person während der Liquidati-
onsphase fort, bis die Auseinandersetzung beendigt ist (vgl. Art. 739 Abs. 1, 746 
OR und allgemein Art. 58 ZGB i.V.m. Art. 913 Abs. 1 OR). Soweit Gesetz, Ge-
sellschaftsvertrag oder Statuten die Verwendung des Vermögens bei Auflösung 
nicht regeln, kann die juristische Person darüber bestimmen6. Zu einer Nachfolge 
kommt es dagegen bei einer Fusion mehrerer juristischer Personen oder bei der 
Spaltung von solchen nach den Bestimmungen des FusG. In diesen Fällen gehen 
Aktiven und Passiven auf dem Wege einer Universalsukzession und von Geset-
zes wegen auf die übernehmende bzw. entstandene juristische Person über 
(Art. 22 und 52 FusG)7. Die vom Erbrecht zu lösende, eigentliche Aufgabe, für 
eine verstorbene Person einen oder mehrere Rechtsnachfolger zu bestimmen, be-
steht für juristische Personen gar nicht8. 
Das Schicksal des Leichnams des Erblassers wird nicht vom Erbrecht geregelt. 
Die Bestimmung des Art. 474 Abs. 2 ZGB besagt einzig, dass die Auslagen für 
das Begräbnis von der Erbschaft abzuziehen sind. Im Rahmen der einschlägi-
gen öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Bundesrechts und des kantonalen 
Rechts über Totenschau, Leichentransport, Organentnahme, Ort und Art der 
Bestattung steht es jedermann frei, in Ausübung seiner Persönlichkeitsrechte 

                                                        
5  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 3. 
6  Vgl. DRUEY, § 3 N. 7. 
7  Zum Ganzen auch STEINAUER, N. 3a. 
8  Vgl. BK-WEIMAR, N. 6 der Einleitung. 
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(Art. 27 und 28 ZGB) über seinen Leichnam zu bestimmen. Entsprechende An-
ordnungen sind keine Verfügungen von Todes wegen, sie bedürfen deshalb 
auch deren Form nicht9. Das Selbstbestimmungsrecht des Menschen, zu Leb-
zeiten über seinen toten Körper zu bestimmen und die Modalitäten seiner  
Bestattung festzulegen, ist grundrechtlich durch die persönliche Freiheit 
(Art. 10 Abs. 2 BV) geschützt; nur dann, wenn der Verstorbene diesbezüglich 
nichts angeordnet hat, mithin subsidiär, steht das Bestimmungsrecht den  
hinterbliebenen Angehörigen zu10, und zwar infolge Unvererblichkeit der Per-
sönlichkeitsrechte des Erblassers nicht aus Erbrecht, sondern aus eigenem  
Persönlichkeitsrecht11. Dabei haben die Angehörigen, sofern sie nicht pflicht-
teilsberechtigt sind, nur dann mitzubestimmen, wenn sie Erbeneigenschaft auf-
weisen, denn es darf nicht davon ausgegangen werden, der Erblasser hätte die 
entsprechenden Entscheidungen denjenigen übertragen wollen, die erbunwür-
dig sind (Art. 540 ZGB), die er enterbt hat (Art. 477 f. ZGB) oder denen er 
andere als Erben vorgezogen hat12. Zuletzt ist es am Gemeinwesen, für das 
Schicksal des Leichnams zu sorgen, dies gestützt auf den Grundsatz der Men-
schenwürde (Art. 7 BV)13. 
Bestimmte Rechtsverhältnisse gehen mit dem Tod ihres Trägers unter. Sie sind 
mithin unvererblich und bilden nicht Gegenstand des Erbrechts (dazu näher 
N. 43 und 46). 

4. Erbrecht als Teil des Privatrechts 

 Erbrecht ist Teil des Privatrechts, es regelt somit Rechtsbeziehungen 
zwischen Privatpersonen14. Geregelt im Dritten Teil des ZGB, hält das Erbrecht 
die Mitte zwischen dem Familienrecht einerseits und dem Vermögensrecht 
(Sachen- und Obligationenrecht) andererseits. 
Der Bezug des Erbrechts zum Familienrecht zeigt sich namentlich darin, dass 
das gesetzliche Erbrecht (Art. 457 ff. ZGB) auf den familienrechtlichen Bezie-
hungen aufbaut und dass bestimmten engsten Familienangehörigen ein Pflicht-
teilsrecht zukommt (Art. 471 ZGB; dazu N. 1030 ff.). Der Grundsatz der Ver-
fangenheit (dazu N. 56 ff.) bindet insofern das Nachlassvermögen an 
bestimmte Mitglieder der Familie. 

                                                        
9  BK-WEIMAR, N. 11 f. der Einleitung. 
10  BGE 129 I 173, 180, E. 4, m.w.H. 
11  BGE 101 II 177, 190 f., E. 5. 
12  Zutreffend BK-WEIMAR, N. 12 der Einleitung. 
13  BK-WEIMAR, N. 12 f. der Einleitung; STEINAUER, N. 4. 
14  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 3. 
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Erbrecht ist sodann Vermögensrecht, und als solches hängt es engstens mit dem 
Privateigentum zusammen. Vorab gäbe es in einer Rechtsordnung, die das Pri-
vateigentum – verstanden als pars pro toto für alle vermögenswerten subjekti-
ven Rechte, mithin neben dem Eigentum auch beschränkte dingliche Rechte, 
Forderungen, Immaterialgüterrechte und sonstige Rechte – nicht anerkennt, 
von vornherein nichts zu vererben. Sodann wären das Eigentum und die weite-
ren Vermögensrechte einer Person ohne Erbrecht im Ergebnis bloss eine le-
benslängliche Nutzniessung, die mit dem Ableben ihres Rechtsträgers unter-
ginge. Erst das Erbrecht (Art. 560 ZGB) gewährleistet beim Tod des Menschen 
den Übergang des Eigentums und der weiteren vermögenswerten Rechte auf 
dessen Erben als seine Rechtsnachfolger, und erst damit erlangt das Privatei-
gentum seine volle Bedeutung15. Ohne Erbrecht müsste der Erblasser seinen 
Familienangehörigen oder weiteren, von ihm bevorzugten Personen die Ver-
mögensgegenstände, die er ihnen nach dem Tod hinterlassen möchte, schon zu 
seinen Lebzeiten übertragen, und zwar – so er sicher sein will – sofort16. 
Als Vermögensrecht ist das Erbrecht – wie das Privatrecht überhaupt – vom 
Grundsatz der Privatautonomie geprägt. Dieser kommt namentlich in der – je-
denfalls innerhalb bestimmter Schranken, insbesondere derjenigen des Pflicht-
teilsrechts – bestehenden Möglichkeit des Erblassers, über seine künftige Erb-
schaft zu verfügen (Art. 470 ff. ZGB), zum Ausdruck. Das Erbrecht ist weiter 
auch insofern privatautonom ausgestaltet, als für die Erben kein Zwang zum 
Erwerb der Erbschaft besteht, was durch die Einräumung der Möglichkeit der 
Ausschlagung (Art. 566 ff. ZGB) sichergestellt wird17. 

II. Die Rechtsquellen des Erbrechts 

1. Allgemeines 

 Als Teil des Privatrechts besteht für das Erbrecht eine Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes (Art. 122 BV; vgl. auch Art. 51 SchlT ZGB). Erbrecht 
ist mithin Bundesrecht. In Ergänzung zur Ordnung des Erbrechts im ZGB be-
stehen vereinzelt kantonale Regelungen, so insbesondere zur Bestimmung des 
erbberechtigten Gemeinwesens und der für die Abwicklung des Erbganges zu-
ständigen Behörden (dazu N. 21 f.). 

                                                        
15  Zum Ganzen WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 3 f., m.w.H. Vgl. auch BECK, S. 12. 
16  BK-WEIMAR, N. 8 der Einleitung; WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 4. 
17  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 3. 
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2. Bundesrecht 

a) Dritter Teil des Zivilgesetzbuches 

 Sedes materiae des schweizerischen Erbrechts bildet der Dritte Teil 
des Zivilgesetzbuches mit den Art. 457–640 ZGB. 
Der Dritte Teil des ZGB gliedert sich in zwei Abteilungen, nämlich eine erste 
mit dem Titel «Die Erben» (Art. 457–536 ZGB) und eine zweite mit dem Titel 
«Der Erbgang» (Art. 537–640 ZGB). In den zwei Abteilungen beantwortet das 
ZGB die beiden Hauptfragen des Erbrechts: Die erste Abteilung legt fest, wer 
Erbe ist bzw. sein kann, die zweite Abteilung regelt, wie die Erbschaft erwor-
ben wird und wie sie zu teilen ist18. 

b) Weitere bundesrechtliche Rechtsquellen 

aa) Andere Teile des Zivilgesetzbuches 

 Bestimmungen, die einen Bezug zum Erbrecht aufweisen, finden sich 
auch ausserhalb des Dritten Teils des ZGB. Zu erwähnen sind namentlich aus 
dem Personenrecht Art. 31 ff. ZGB (Ende der Persönlichkeit) und Art. 81 ZGB 
(Errichtung einer Stiftung durch Verfügung von Todes wegen), aus dem Fami-
lienrecht Art. 120 Abs. 2 ZGB (Auswirkungen der Scheidung auf das Erbrecht), 
Art. 130 Abs. 1 ZGB (Erlöschen der Scheidungsunterhaltsrente mit dem Tod der 
berechtigten oder der verpflichteten Person), Art. 204 ff. und 236 ff. ZGB (gü-
terrechtliche Auseinandersetzung beim Tod eines Ehegatten) sowie aus dem Sa-
chenrecht Art. 656 Abs. 2, 665 Abs. 2 ZGB (Erwerb von Grundeigentum im Erb-
gang) und Art. 749 Abs. 1 ZGB (Untergang der Nutzniessung beim Tod des 
Berechtigten)19. 
Aus dem Schlusstitel sind für das Erbrecht – in Ergänzung der Art. 1 und 4 
SchlT ZGB – die übergangsrechtlichen Bestimmungen von Art. 15 f. SchlT 
ZGB zu beachten. Grundsätzlich ist im Erbrecht das im Zeitpunkt des Todes 
des Erblassers geltende Recht massgebend (Art. 15 SchlT ZGB)20. 

                                                        
18  Näher WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 14. Vgl. auch TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 62 N. 2; 

BECK, S. 15. 
19  Vgl. auch STEINAUER, N. 12; WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 14. 
20  Siehe auch STEINAUER, N. 13. 
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bb) Obligationenrecht 

 Aus dem Obligationenrecht weisen insbesondere Art. 35 Abs. 1 OR 
(Einfluss des Todes bei der Stellvertretung), Art. 245 Abs. 2 OR (Schenkung 
von Todes wegen), Art. 338 f. OR (Tod des Arbeitnehmers oder des Arbeitge-
bers), Art. 405 Abs. 1 OR (Einfluss des Todes beim Auftrag), Art. 521 Abs. 2 
OR (Erbverpfründungsvertrag) und Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2 OR (Tod eines ein-
fachen Gesellschafters) erbrechtliche Relevanz auf21. Generell sind nach Art. 7 
ZGB auf erbrechtliche Verhältnisse auch die allgemeinen Bestimmungen des 
OR anwendbar, dies jedenfalls soweit keine Sondernormen bestehen. Die Be-
stimmungen des allgemeinen Teils des Obligationenrechts sind besonders bei 
den Rechtsgeschäften von Todes wegen von Bedeutung22. 

cc) Weitere Bundesgesetze 

 Für das bäuerliche Erbrecht findet sich eine weitgehende Sonderrege-
lung im Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB). Namentlich 
relevant sind Art. 11–35 BGBB über die Erbteilung (näher zum bäuerlichen 
Erbrecht N. 1770 ff.).  
Beim Tod einer Person, welche in eingetragener Partnerschaft gelebt hat, ist 
das Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher 
Paare (PartG) zu berücksichtigen (näher N. 119 ff.). In erbrechtlicher Hinsicht 
hat das PartG zu einer fast vollständigen Gleichstellung der eingetragenen Part-
ner mit Ehegatten geführt. Diesbezüglich vorbehalten blieb die Ehegattennutz-
niessung gemäss Art. 473 ZGB23. Seit der Einführung der Möglichkeit der 
Stiefkindadoption für eingetragene Partner (Art. 264c Abs. 1 Ziff. 2 ZGB und 
Art. 27a PartG) ist u.E. Art. 473 ZGB sinngemäss auch auf die eingetragene 
Partnerschaft anwendbar (vgl. N. 119). 
Weitere Bestimmungen mit erbrechtlichem Bezug auf Bundesebene finden 
sich etwa in 
– Art. 22 Abs. 2 Opferhilfegesetz (OHG; Ausschluss der Vererblichkeit der 

opferhilferechtlichen Genugtuung); 
– Art. 76 ff. Versicherungsvertragsgesetz (VVG; Begünstigung Dritter bei 

der Lebensversicherung); 

                                                        
21  Vgl. STEINAUER, N. 14, mit weiteren Fällen. 
22  Zum Ganzen auch WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 15. 
23  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 15 f. 
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– Art. 28 Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO; örtliche Zuständigkeit 
für erbrechtliche Klagen und Massnahmen); 

– Art. 49 (Betreibungsort der Erbschaft), Art. 193 und 234 Schuldbetrei-
bungs- und Konkursgesetz (SchKG) (Konkurseröffnung bei ausgeschlage-
ner oder überschuldeter Erbschaft und Schuldenruf bei ausgeschlagener 
Erbschaft); 

– Art. 12 (Steuernachfolge) und Art. 154 ff. Bundesgesetz über die direkte 
Bundessteuer (DBG) (Inventar bei Tod des Steuerpflichtigen)24. 

3. Kantonales Recht 

a) Kantonales Privatrecht 

 Angesichts der grundsätzlich umfassenden bundesrechtlichen Rege-
lung besteht auf dem Gebiete des Erbrechts nur sehr beschränkt Raum zum 
Erlass kantonalen Privatrechts i.S.v. Art. 5 Abs. 1 ZGB. Die Kantone erlassen 
das Erbrecht betreffende Normen regelmässig in ihren Einführungsgesetzen 
und den zugehörigen Ausführungsverordnungen25. 
Auf dem Gebiet des materiellen Erbrechts bestimmt das kantonale Recht das 
erbberechtigte Gemeinwesen, dies gestützt auf den echten, ermächtigenden 
Vorbehalt des Art. 466 ZGB26. Im Kanton Bern ist erbberechtigtes Gemeinwe-
sen der Staat, mithin der Kanton, wobei die Hälfte des Nachlasses der letzten 
Wohnsitzgemeinde des Erblassers zufällt (Art. 57 EG ZGB BE). 
In formeller Hinsicht finden sich in der kantonalen Einführungsgesetzgebung 
namentlich Normen zur Bestimmung der im Bundesrecht vorgesehenen zu-
ständigen Behörden, so hinsichtlich der Zuständigkeit zur öffentlichen Beur-
kundung und Aufbewahrung von letztwilligen Verfügungen und Erbverträgen 
(Art. 499, 504, 505 Abs. 2 und 512 Abs. 2 ZGB), zur Entgegennahme von Aus-
schlagungserklärungen und Begehren um Errichtung des öffentlichen Inventars 
(Art. 570 Abs. 1 und 580 Abs. 2 ZGB), zur Anordnung der amtlichen Liquida-
tion (Art. 595 Abs. 1 ZGB) und im Rahmen der Erbteilung in den Fällen von 
Art. 602 Abs. 3, 609, 611 Abs. 2, 612 Abs. 3 und 613 Abs. 3 ZGB. Weiter be-
stehen kantonale Regelungen zu den der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehö-
renden Sicherungsmassregeln (Art. 551–559 ZGB: Siegelung, Erbschaftsin-
ventar, Erbschaftsverwaltung, Eröffnung der Verfügungen von Todes wegen) 
und zum Verfahren der Errichtung des öffentlichen Inventars (Art. 581 Abs. 1 

                                                        
24  Vgl. auch WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 16 f.; STEINAUER, N. 16. 
25  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 17; STEINAUER, N. 18. 
26  Siehe dazu BK-WOLF, N. 69 zu Art. 5 ZGB. 
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ZGB). Sache der Kantone ist auch die Gerichtsorganisation zur Behandlung 
erbrechtlicher Streitigkeiten (Art. 3 ZPO)27. 

b) Erbschafts- und Schenkungssteuerrecht 

 Die Erbschafts- und Schenkungssteuern stehen ausserhalb des Privat-
rechts. Ihre Erhebung liegt im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Als indi-
rekte Steuern werden die Erbschafts- und Schenkungssteuern von der Steuer-
harmonisierung auf Bundesebene nicht erfasst (Art. 2 Abs. 1 StHG e 
contrario), weshalb eine grosse Vielfalt kantonaler Ordnungen besteht (zu den 
kantonalen Erbschafts- und Schenkungssteuern näher N. 2129 ff.)28. 

4. Ortsgebrauch 

 Gewisse erbrechtliche Bestimmungen – so Art. 611 Abs. 2 ZGB für 
die Losbildung bei der Erbteilung und Art. 613 Abs. 3 ZGB für die Veräusse-
rung oder Zuweisung von zusammengehörenden Sachen – sehen die Berück-
sichtigung des Ortsgebrauches vor. Als dessen Ausdruck gilt das bisherige kan-
tonale Recht, solange nicht eine abweichende Übung nachgewiesen ist (Art. 5 
Abs. 2 ZGB). Die praktische Bedeutung des Ortsgebrauchs im Erbrecht ist je-
doch nur noch gering29. 

5. Internationales Erbrecht 

 Wenn der Erbfall einen internationalen Sachverhalt betrifft, so gelangt 
hinsichtlich der Zuständigkeit schweizerischer Gerichte und Behörden, des an-
zuwendenden Rechts und der Anerkennung ausländischer Entscheidungen das 
Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht (IPRG) zur Anwendung. Ein-
schlägig sind namentlich Art. 86–96 IPRG. Überdies bestehen in Bezug auf das 
Erbrecht mehrere internationale Vereinbarungen, die in der Schweiz anwend-
bar sind, so insbesondere das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht (näher 
zum Internationalen Erbrecht N. 2171 ff.)30. 

                                                        
27  Zum Ganzen WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 17 f.; STEINAUER, N. 19. 
28  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 18. 
29  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 18; vgl. auch STEINAUER, N. 20. 
30  Siehe auch STEINAUER, N. 17; WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 90 ff. 
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Am 17. August 2015 ist die Europäische Erbrechtsverordnung (EUErbVO) in 
Kraft getreten. Die Verordnung enthält Regeln für grenzüberschreitende Erb-
fälle innerhalb der EU-Mitgliedstaaten – mit Ausnahme von Dänemark und Ir-
land – über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung öf-
fentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen 
Nachlasszeugnisses. Die Schweiz ist zwar nicht Mitgliedstaat der EU. Indessen 
hatten 2018 1 415 900 Bürger eines EU/EFTA-Staates Wohnsitz in der 
Schweiz; hinzu kommt eine beträchtliche Anzahl schweizerisch-ausländischer 
Doppelbürger. Viele Schweizer Staatsangehörige verfügen sodann über 
Grundeigentum oder sonstige Vermögenswerte in einem Mitgliedstaat der 
EU31. Bereits daraus ergibt sich, dass der EuErbVO auch hierzulande Bedeu-
tung zukommt und sie namentlich im Rahmen einer Nachlassplanung mitzu-
berücksichtigen ist (näher zur EuErbVO N. 2256 ff.)32. 
 

                                                        
31  Zum Ganzen LEU, S. 167, m.w.H. 
32  Für eine Einführung aus schweizerischer Sicht LEU, S. 133 ff. 
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§ 2 Allgemeine Grundsätze des Erbrechts 

I. Der Erbfall 

 Ausgangspunkt des Erbrechts bildet der Tod einer natürlichen Person. 
Dieser Vorgang wird als Erbfall bezeichnet33. Mit dem Tode endet die Persön-
lichkeit des Menschen (Art. 31 Abs. 1 ZGB); jede natürliche Person wird des-
halb einmal zum Erblasser (zum Begriff des Erblassers näher N. 1, 4, 65). Den 
Beweis des Todes eines Menschen hat – entsprechend der allgemeinen Beweis-
lastregel von Art. 8 ZGB – derjenige zu erbringen, der daraus Rechte ableitet 
(Art. 32 Abs. 1 ZGB). Die Beweisführung erfolgt mittels Zivilstandsurkunden 
(Art. 33 Abs. 1 ZGB); fehlen solche oder sind sie unrichtig, so kann der Beweis 
auf andere Weise erbracht werden (Art. 33 Abs. 2 ZGB), etwa durch andere 
Urkunden oder Zeugenaussagen. An den Beweis des Todes werden hohe An-
forderungen gestellt, insbesondere bei Nichtvorhandensein des Leichnams 
(vgl. Art. 34 ff. ZGB)34. 

II. Universalsukzession (Gesamtnachfolge, 
Gesamtrechtsnachfolge) 

 Der Erwerb der Erbschaft erfolgt auf dem Wege der Universalsukzes-
sion (Gesamtnachfolge, Gesamtrechtsnachfolge). Gemäss Art. 560 Abs. 1 
ZGB erwerben die Erben die Erbschaft als Ganzes mit dem Tode des Erblas-
sers, kraft eines erbrechtlichen Gesamtanspruchs35. Beim Ableben des Erblas-
sers findet mithin kein Auseinanderfallen seines lebzeitigen Vermögens statt, 
sondern dieses geht vielmehr als Einheit – eben als Erbschaft – auf die Erben 
über (zur Einheit der erbrechtlichen Nachfolge auch N. 40 ff.). 
«Die Erbfolge des ZGB wird somit vom Grundsatz der Gesamtnachfolge, der Universalsuk-
zession, beherrscht. Dies bedeutet, dass die einzelnen Vermögensgegenstände des Erblas-
sers nicht je gesondert auf die Erben übergehen, sondern dass der ganze Inbegriff vererbli-
cher Verhältnisse, in denen der Erblasser bei seinem Tode gestanden ist, als eine 
geschlossene Einheit auf die Erben übergeht.» 36 

Die Universalsukzession erfasst sämtliche vererblichen Rechte (Aktiven) und 
Pflichten (Passiven) des Erblassers (ausführlicher zu den vererblichen Rechten 

                                                        
33  BECK, S. 21. 
34  Näher zum Ganzen WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 22 f. 
35  ZK-ESCHER, N. 2 der Vorbemerkungen zum Erwerb der Erbschaft. 
36  BGE 107 Ib 22, 24, E. 2a.  
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und Pflichten und damit zum Umfang der Erbschaft N. 43 ff.). Die Rechte – Ei-
gentum, beschränkte dingliche Rechte, Forderungen, sonstige Rechte, Imma-
terialgüterrechte und der Besitz – gehen ohne weiteres auf die Erben über 
(Art. 560 Abs. 2 ZGB). Ebenso gehen die Schulden – bzw. umfassender alle 
Pflichten – des Erblassers über und werden zu persönlichen Schulden der  
Erben (Art. 560 Abs. 2 ZGB). Die Universalsukzession bewirkt, dass die ver-
erblichen Rechtspositionen des Erblassers auch nach dem Erbgang bei seinen 
Erben grundsätzlich unverändert fortbestehen. Die Erben sind Universalsuk-
zessoren (Gesamtrechtsnachfolger) des Erblassers. Der Grundsatz der Univer-
salsukzession gilt sowohl für den Alleinerben als auch für mehrere Erben und 
sowohl für gesetzliche wie für eingesetzte Erben37. 
Das Prinzip der Universalsukzession ist zwingender Natur. Sie kann vom Erb-
lasser nicht wegbedungen werden, und auch die Erben können ihren Eintritt im 
Moment des Ablebens des Erblassers nicht verhindern38. In verschiedenen 
Konstellationen wird die Universalsukzession aber teilweise durch gesetzliche 
Sonderregelungen relativiert, so hinsichtlich der Passiven beim Erbschaftser-
werb durch das Gemeinwesen (Art. 592 ZGB; dazu N. 197) und bei der An-
nahme der Erbschaft unter öffentlichem Inventar (Art. 589 f. ZGB; dazu 
N. 1551 ff.). 
Weil die Universalsukzession sämtliche vererblichen Gegenstände des Erblas-
sers erfasst, ist eine Singularsukzession in einzelne Erbschaftsaktiven – etwa 
ein Grundstück oder eine bewegliche Sache wie ein Auto – oder Erbschafts-
passiven ausgeschlossen. Es gibt mithin keine Einzelnachfolge von Todes we-
gen. Der Erblasser kann zwar einem Bedachten einzelne Vermögenswerte auf 
dem Wege eines Vermächtnisses (vgl. Art. 484 Abs. 1 und 2 ZGB) zuwenden. 
Der Legatar erwirbt allerdings das ihm vermachte Objekt nicht unmittelbar im 
Zeitpunkt des Ablebens des Erblassers. Das Vermächtnisobjekt fällt vielmehr 
als Erbschaftsgegenstand ebenfalls in die Berechtigung der Erben als Univer-
salsukzessoren, während dem Vermächtnisnehmer ein persönlicher An-
spruch – mithin eine Forderung – gegen die Erben auf Erfüllung des Legats 
zusteht (Art. 562 Abs. 1 ZGB). Der Vermächtnisnehmer ist folglich nicht (Uni-
versal-)Sukzessor des Erblassers, sondern (Singular-)Sukzessor der Erben. 
Dementsprechend trifft ihn auch keine Haftung für die Erbschaftsschulden 
(zum Vermächtnis insgesamt näher N. 592 ff.)39. 

                                                        
37  Zum Ganzen näher WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 24 f.; vgl. auch WOLF/GENNA, SPR 

IV/2, S. 66. 
38  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 26; vgl. auch PraxKomm-HÄUPTLI, N. 2 zu Art. 560 ZGB. 
39  Zum Ganzen näher WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 264 f. Siehe auch STEINAUER, N. 27; 

TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 62 N. 8. 
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Die Universalsukzession wird für privatrechtliche Verhältnisse in der erbrecht-
lichen Bestimmung von Art. 560 Abs. 1 und 2 ZGB angeordnet. Sie ist deshalb 
auf Rechte und Pflichten aus dem öffentlichen Recht – wie Steuerrecht, Sozi-
alversicherungsrecht, Fürsorgerecht – zumindest nicht unmittelbar anwendbar. 
Für die öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisse einer verstorbenen Person ist 
vielmehr jeweils gesondert anhand des einschlägigen Gesetzes zu klären, ob 
und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen und Modalitäten ein Über-
gang auf die Rechtsnachfolger stattfindet40. 

III. Ipso iure-Erwerb der Erbschaft 

 Die Erben erwerben die Erbschaft als Ganzes mit dem Tod des Erb-
lassers kraft Gesetzes (Art. 560 Abs. 1 ZGB). Neben das Prinzip der Univer-
salsukzession (dazu N. 28 ff.) tritt damit der Grundsatz des ipso iure-Erwerbs 
der Erbschaft; gleichbedeutend spricht man auch vom eo-ipso-Erwerb oder 
vom Vonselbsterwerb der Erbschaft41. 
Der Erbschaftserwerb durch die – gesetzlichen oder eingesetzten – Erben fin-
det somit unmittelbar mit dem Ableben des Erblassers von Gesetzes wegen 
(ipso iure) statt. Es ist dafür weder eine Willenserklärung der Erben noch das 
Tätigwerden einer Behörde erforderlich. Die Erben brauchen vom Tod des Erb-
lassers und von ihrer Erbenstellung auch keine Kenntnis zu haben. Der Erb-
schaftserwerb tritt mithin ohne ihren Willen und auch ohne ihr Wissen ein42. 
Die Erbschaft geht alleine durch die Tatsache des Todes des Erblassers (vgl. 
Art. 560 Abs. 1 ZGB: «mit dem Tod des Erblassers») auf die Erben über43. 
Zwischen Anfall und Erwerb der Erbschaft kann nicht unterschieden werden, 
denn Anfall bedeutet zugleich auch Erwerb44, 45. Weil Anfall und Erwerb zu-
sammenfallen, tritt nie Herrenlosigkeit der Erbschaft ein46. Vielmehr besteht 
Kontinuität in der Trägerschaft der Rechte und Pflichten zwischen dem Erblas-
ser und seinen Erben47. 

                                                        
40  Ausführlicher WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 30 f. 
41  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 32; vgl. auch WOLF/GENNA, SPR IV/2, S. 66 f. 
42  ZK-ESCHER, N. 6 der Vorbemerkungen zu Art. 560 ff. ZGB; PraxKomm-HÄUPTLI, 

N. 29 zu Art. 560 ZGB. 
43  Vgl. BK-TUOR/PICENONI, N. 24 der Vorbemerkungen zu Art. 560 ff. ZGB. 
44  BK-TUOR/PICENONI, N. 3 der Vorbemerkungen zu Art. 560 ff. ZGB. 
45  Vgl. zum Ganzen auch WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 32–34. 
46  BSK-SCHWANDER, N. 5 zu Art. 560 ZGB. 
47  STEINAUER, N. 29. 
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Der ipso iure-Erwerb der Erbschaft (Vonselbsterwerb) hat namentlich zur 
Folge, dass es der Vornahme der für den Rechtserwerb unter Lebenden erfor-
derlichen Formen und Verfügungshandlungen – wie öffentliche Beurkundung 
und Eintragung im Grundbuch bei Grundstücken, Tradition (Besitzübertra-
gung) bei beweglichen Sachen, Zession bei Forderungen, Registrierung bei Im-
materialgüterrechten und Buchrechten, Übernahme der Schulden – nicht be-
darf. Wenn die Erbschaft von selbst (ipso iure) durch die Erben erworben wird, 
so sind Verfügungsgeschäfte – wie sie für den Erwerb von Rechten unter Le-
benden vorgeschrieben sind – entbehrlich48. 
Einer Annahme der Erbschaft bedarf es damit grundsätzlich nicht (für Ausnah-
men vgl. N. 39). Gibt ein Erbe trotz des ipso iure stattfindenden Erwerbs eine 
Erklärung ab, die Erbschaft annehmen zu wollen, so kommt einer solchen in 
der Regel bloss die Wirkung eines Verzichtes auf die Befugnis zur Ausschla-
gung (Art. 566 ff. ZGB) zu49. 
Im modernen Erbrecht gilt der Grundsatz, dass niemand gezwungen wird, Erbe 
zu werden50. Jeder Erbe hat deshalb die Möglichkeit, die ihm zugefallene Erb-
schaft auszuschlagen (Art. 566 Abs. 1 ZGB), dies innert einer Frist von drei 
Monaten (Art. 567 Abs. 1 ZGB). Der Erwerb der Erbschaft findet somit zwar 
ipso iure unmittelbar mit dem Ableben des Erblassers statt, er ist aber zunächst 
nur provisorisch. Denn der Erbschaftserwerb ist resolutiv bedingt (Art. 154 
OR), d.h. er steht unter der auflösenden Bedingung der Ausschlagung (zur Aus-
schlagung näher N. 1413 ff.)51. 
Ausnahmen vom Grundsatz des ipso iure-Erwerbs der Erbschaft bestehen in 
drei Fällen, nämlich bei amtlich festgestellter oder offenkundiger Zahlungsun-
fähigkeit des Erblassers (Art. 566 Abs. 2 ZGB), bei Ausschlagung der Nach-
kommen und der damit gegebenen Möglichkeit der Annahme durch den über-
lebenden Ehegatten (Art. 574 ZGB) und bei Ausschlagung zugunsten 
nachfolgender Erben (Art. 575 ZGB). In allen drei Konstellationen liegen über-
schuldete oder zumindest nicht lohnende Erbschaften vor52. Das Gesetz vermu-
tet deshalb die Ausschlagung (vgl. für die Zahlungsunfähigkeit des Erblassers 
ausdrücklich Art. 566 Abs. 2 ZGB). Die Erbschaft muss deshalb in diesen Fäl-
len von den Erben ausdrücklich angenommen werden; der Erbschaftserwerb ist 
hier somit suspensiv bedingt. 

                                                        
48  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 34. Siehe auch BSK-SCHWANDER, N. 9 zu Art. 560 ZGB; 

PraxKomm-HÄUPTLI, N. 30 zu Art. 560 ZGB. 
49  Siehe auch WOLF/DORJEE-GOOD, Erbrecht in der Schweiz, N. 130. 
50  Vgl. dazu WOLF, Erbschaftserwerb, S. 217 f., m.w.H. 
51  Zum Ganzen WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 33. 
52  Vgl. TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 77 N. 12; WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 35. 
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IV. Einheit der erbrechtlichen Nachfolge 

 Gemäss Art. 560 Abs. 1 ZGB erwerben die Erben die Erbschaft als 
Ganzes. Damit wird der Grundsatz der Einheit der erbrechtlichen Nachfolge 
ausgedrückt. Der Tod einer natürlichen Person eröffnet nur eine einzige, ein-
heitliche erbrechtliche Nachfolge. Das Vermögen des Erblassers unterliegt ei-
ner einzigen rechtlichen Ordnung, welche sich auf sämtliche vererbliche 
Rechte und Pflichten erstreckt, unabhängig von deren Natur oder Herkunft53. 
Der Erwerb durch die Erben erfasst alle Nachlassgegenstände54. 
Eine je nach bestimmten Gegenständen der Erbschaft – etwa nach Immobilien 
und Mobilien – unterschiedliche Erbfolge gibt es nicht. Das ZGB kennt keine 
solche Sondererbfolge oder Spezialsukzession55.  
Der im bäuerlichen Erbrecht vorgesehene Anspruch auf Zuweisung eines landwirtschaftli-
chen Gewerbes (Art. 11 ff. BGBB; dazu N. 1781 ff.) begründet ebenfalls keine Sondererb-
folge. Eine Ausnahme vom Grundsatz der Einheit der erbrechtlichen Nachfolge kann sich 
dagegen in internationalen Sachverhalten einstellen. So gilt nach Art. 86 Abs. 2 IPRG ein 
Vorbehalt zugunsten der Zuständigkeit eines anderen Staates, der für die auf seinem Gebiet 
gelegenen Grundstücke die ausschliessliche Zuständigkeit beansprucht. In einem solchen 
Fall kann für Grundstücke im Ausland ein anderes Recht anwendbar sein als für die übrigen 
Nachlassgegenstände56. Damit tritt ausnahmsweise eine sog. Nachlassspaltung ein (näher 
N. 2187 ff.). 

V. Umfang der Erbschaft 

 Die Frage nach dem Umfang der Erbschaft ist gleichbedeutend mit 
derjenigen nach den vererblichen Rechten und Pflichten des Erblassers. Es gilt 
mithin zu klären, was alles durch Universalsukzession ipso iure vom Erblasser 
auf die Erben übergeht. Grundsätzlich beschränkt sich dabei die Erbschaft auf 
Vermögensgegenstände, während Persönlichkeitsrechte davon regelmässig 
nicht erfasst werden57. 
Persönlichkeitsrechte des Menschen werden zur Hauptsache durch Art. 28 ZGB geschützt. 
Sie stehen der Person als solcher zu und gehen deshalb im Falle ihres Ablebens nicht über. 

                                                        
53  STEINAUER, N. 23; TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 62 N. 9. 
54  Zum Ganzen WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 23. 
55  TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 62 N. 9; vgl. auch BSK-SCHWANDER, N. 2 zu Art. 560 

ZGB. 
56  Zu alledem WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 23. Vgl. auch TUOR/SCHNYDER/JUNGO, § 62 

N. 9; STEINAUER, N. 23b. 
57  Vgl. WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 40. 
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Vielmehr erlöschen Persönlichkeitsrechte grundsätzlich mit dem Tod ihres Trägers und bil-
den folglich nicht Gegenstand des Erbrechts58. Gegebenenfalls können aber Angehörige Per-
sönlichkeitsrechte des Verstorbenen aus eigenem Recht geltend machen59. 

Gemäss Art. 560 Abs. 2 ZGB gehen unter Vorbehalt der gesetzlichen Ausnah-
men die Forderungen, das Eigentum, die beschränkten dinglichen Rechte und 
der Besitz des Erblassers auf die Erben über. Die Aufzählung des Gesetzes ist 
allerdings keineswegs abschliessend. Vielmehr gehört zur Erbschaft das ganze, 
dem Erblasser im Zeitpunkt seines Todes zustehende Vermögen – und zwar so-
wohl die Aktiven als auch die Passiven –, soweit es vererblich ist. Darunter zu 
subsumieren sind – über die Aufzählung von Art. 560 Abs. 2 ZGB hinaus – 
auch Immaterialgüterrechte, gewisse (vermögens-)rechtliche Verhältnisse aus 
Familien- und Erbrecht60, Anwartschaften, Wahlrechte sowie sog. Rechtslagen, 
wie z.B. das Recht zur Anfechtung eines Vertrags61, und Verpflichtungslagen, 
etwa ein unerlaubtes Handeln, das erst nach dem Ableben des Urhebers zum 
Eintritt des Schadens führt62 . Grundsätzlich ebenfalls vererblich sind Genug-
tuungsansprüche und das Recht auf Schutz vor übermässiger Bindung i.S.v. 
Art. 27 Abs. 2 ZGB; dafür vorauszusetzen ist allerdings, dass sie der Erblasser 
zu seinen Lebzeiten bereits irgendwie geltend gemacht hat63. 
Bestimmte Rechtspositionen sind hingegen derart eng mit der Person des Erb-
lassers verknüpft, dass sie mit dessen Tod untergehen (vgl. Art. 560 Abs. 2 
ZGB: «Mit Vorbehalt der gesetzlichen Ausnahmen»). Dazu zählen 
(höchst)persönliche Rechte (siehe allgemein für Persönlichkeitsrechte schon 
N. 44 f.), sofern die sich daraus allenfalls ergebenden Ansprüche nicht bereits 
zum Zeitpunkt des Todes fällig sind. Im Einzelnen: 
– Mit dem Tod erlöschen familienrechtliche Positionen, wie etwa Rechte 

und Pflichten aus dem Ehe- oder Kindsverhältnis (z.B. Unterhaltspflicht; 
siehe für den Unterhalt nach Scheidung Art. 130 Abs. 1 ZGB). Bereits ver-
fallene Unterhaltsraten entsprechen charakteristisch einer Geldforderung 
und sind deshalb vererblich64; 

                                                        
58  Vgl. DRUEY, § 3 N. 9. 
59  Näher DRUEY, § 3 N. 11 ff. 
60  BGE 85 II 73, 76, E. 2. 
61  BK-TUOR/PICENONI, N. 4 zu Art. 560 ZGB. 
62  Vgl. dazu BGE 103 II 330, 334 f., E. 3; allgemein BK-TUOR/PICENONI, N. 3 zu Art. 560 

ZGB. 
63  BGE 81 II 385, 389 f., E. 2; 129 III 209, 214 f., E. 2.3; PraxKomm-HÄUPTLI, N. 7 zu 

Art. 560 ZGB. 
64  DRUEY, § 13 N. 21. 
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– die regulären Personaldienstbarkeiten sind unvererblich. Die Nutznies-
sung endigt mit dem Tode des Berechtigten (Art. 749 Abs. 1 ZGB), das 
Wohnrecht ist unvererblich (Art. 776 Abs. 2 ZGB); 

– die Vollmacht erlischt grundsätzlich mit dem Tod des Vollmachtgebers o-
der des Bevollmächtigten (Art. 35 Abs. 1 OR); 

– unvererblich sind grundsätzlich personenbezogene Verträge, wie z.B. die 
Gebrauchsleihe (Art. 311 OR), der Arbeitsvertrag bei Versterben des Ar-
beitnehmers (Art. 338 OR, nicht aber bei Tod des Arbeitgebers, Art. 338a 
OR) oder der Auftrag (Art. 405 OR, dispositiv). Vor dem Tod des Erblas-
sers bereits entstandene Ansprüche gehen jedoch auf die Erben über; 

– Personengesellschaften (einfache Gesellschaft, Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2 
OR; Kollektivgesellschaft, Art. 574 Abs. 1 OR; Kommanditgesellschaft, 
Art. 619 OR; Kommanditaktiengesellschaft, Art. 770 Abs. 1 OR) werden 
mit dem Tod eines (unbeschränkt haftenden) Gesellschafters aufgelöst, so-
fern nichts anderes vereinbart wurde65. 

Dagegen bestehen das Recht zur Verfügung über den Leichnam (dazu N. 5) sowie die Be-
rechtigung zum Stellen eines Strafantrages (Art. 30 Abs. 4 StGB) losgelöst vom Erbrecht 
und gehen nicht an die Erben, sondern an die nächsten Angehörigen über66. 

Mit dem Tod gehen nicht nur Aktiven, sondern auch alle vererblichen Passi-
ven67 auf die Erben über. Das folgt aus Art. 560 Abs. 2 ZGB, wonach die Schul-
den des Erblassers zu persönlichen Schulden der Erben werden. Zu den vererb-
lichen Schulden zählen sowohl fällige und nichtfällige als auch lediglich 
suspensiv bedingte Verbindlichkeiten, z.B. solche aus Bürgschaft. Ebenso ver-
erblich sind sog. Verpflichtungslagen (vgl. schon N. 45). Ob die Pflichten auf 
ein Tun, Dulden oder Unterlassen gerichtet sind, ist irrelevant. Ausgenommen 
von der Vererblichkeit sind indessen höchstpersönliche Verbindlichkeiten des 
Erblassers, Schulden, welche mit seinem Tode enden (wie etwa die nacheheli-
che Unterhaltspflicht gemäss Art. 130 Abs. 1 ZGB), oder Sanktionen straf-
rechtlicher Natur (z.B. Bussen)68. 
Beispiel: Der geschiedene Ludwig verstirbt und hinterlässt als Erbinnen seine beiden er-
wachsenen Töchter Anna und Nicole. In seinem Vermögen befinden sich folgende Rechte 
und Pflichten: 

                                                        
65  Vgl. PraxKomm-HÄUPTLI, N. 9 zu Art. 560 ZGB. 
66  PraxKomm-HÄUPTLI, N. 7 zu Art. 560 ZGB. 
67  Sie werden auch als Schulden des Erblassers (so Art. 560 Abs. 2 ZGB) oder Erbschafts-

schulden bezeichnet, im Gegensatz zu den erst nach dem Ableben des Erblassers ent-
stehenden sog. Erbgangsschulden. 

68  CHK-GÖKSU, N. 10 zu Art. 560 ZGB. 
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– Ludwig nahm bei Beat ein Darlehen auf, das er im Zeitpunkt seines Todes noch nicht 
zurückbezahlt hat. Die offene Darlehensschuld geht auf die Erben über. 

– Ludwig bewohnte in Solothurn eine 4½-Zimmer-Wohnung zur Miete. Die Erben treten 
an die Stelle des verstorbenen Ludwig und werden Vertragspartei des Mietvertrages. 
Sie können mit der gesetzlichen Frist auf den nächsten gesetzlichen Termin kündigen 
(Art. 266i OR). 

– Mit seinem Geschäftspartner Marcel führte Ludwig die L & M Schreinerei als Kollek-
tivgesellschaft. Gemäss Art. 574 Abs. 1 i.V.m. Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2 OR wird die Ge-
sellschaft aufgrund des Todes von Ludwig aufgelöst, wenn für diesen Fall nicht etwas 
anderes im Gesellschaftsvertrag vereinbart worden ist. 

Ludwig hatte seiner Ex-Ehefrau nachehelichen Unterhalt zu entrichten. Diese Pflicht erlischt 
mit dem Tod des Unterhaltsschuldners (Art. 130 Abs. 1 ZGB).  

Zunehmend stellen sich auch im Erbrecht Fragen im Zusammenhang mit digi-
talen Daten. Für diese gelten grundsätzlich ebenfalls die allgemeinen erbrecht-
lichen Regeln. Vermögenswerte digitale Daten gehen folglich aufgrund von 
Art. 560 ZGB auf die Erben über. Für persönlichkeitsbezogene digitale Daten 
sind dagegen – wie allgemein für Persönlichkeitsrechte – Einschränkungen in 
Bezug auf die Vererblichkeit anzubringen69. 

VI. Gesetzliche und gewillkürte Erbfolge 

 Erbe wird man entweder kraft Gesetzes (gesetzliche Erbfolge, In-
testaterbfolge) oder aufgrund einer Verfügung von Todes wegen des Erblassers 
(gewillkürte Erbfolge, Testaterbfolge). Gesetz und Verfügung von Todes we-
gen bilden die beiden Berufungsgründe zum Erben. Auf der Unterscheidung 
zwischen gesetzlicher und gewillkürter Erbfolge beruht auch die Gliederung 
der ersten Abteilung des ZGB in den 13. Titel «Die gesetzlichen Erben» und 
den 14. Titel «Die Verfügungen von Todes wegen»70. 
Die Berufung zum Erben kraft Gesetzes wird in Art. 457–466 ZGB geregelt 
(zur gesetzlichen Erbfolge näher N. 125 ff.). Gesetzlicher Erbe (Intestaterbe) 
wird eine Person aus dem in Art. 457 ff. ZGB umschriebenen Kreise dann, 
wenn keine Verfügung von Todes wegen vorhanden ist, wenn eine solche zwar 
vorliegt, darin aber keine Erbeinsetzung enthalten oder nicht über die ganze 
Erbschaft verfügt worden ist (Art. 481 Abs. 2 ZGB) oder wenn eine bestehende 
Verfügung von Todes wegen rechtlich keine Wirksamkeit erlangt71. 

                                                        
69  Siehe für eine Übersicht zum digitalen Nachlass PraxKomm-KÜNZLE, N. 64a ff. der 

Einleitung. 
70  WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 35. 
71  Näher WOLF/GENNA, SPR IV/1, S. 36 f. 
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